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1. Neuer EU-Aktionsplan zur Cybersicherheit im Gesundheitswesen 

2. Finanzielle Situation in der Pflege spitzt sich zu  

3. IFH-Köln Publikation: Branchenbericht SANITÄTSWAREN 2025 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

1. Die digitale Transformation hat die Gesundheitsversorgung verbessert, macht sie aber auch 
anfälliger für Cyberangriffe. Laut EU-Kommission wurden 2023 insgesamt 309 schwerwiegende 
Cybersicherheitsvorfälle gemeldet, von denen der Gesundheitssektor besonders betroffen war. 
Angriffe auf Krankenhäuser können medizinische Behandlungen verzögern und lebenswichtige Dienste 
beeinträchtigen. 
 
Die Europäische Kommission will daher die Cybersicherheit im Gesundheitswesen verbessern. Mit 
einem neuen Aktionsplan sollen Krankenhäuser und Gesundheitsdienstleister besser auf Bedrohungen 
vorbereitet und ihre Reaktionsfähigkeit gestärkt werden. So soll ein sichereres Umfeld für Patientinnen 
und Patienten sowie Beschäftigte im Gesundheitswesen geschaffen werden. 
 
Ein zentraler Bestandteil des Aktionsplans ist die Einrichtung eines europaweiten Zentrums zur 
Unterstützung der Cybersicherheit bei der EU-Agentur für Cybersicherheit (ENISA). Das Zentrum soll 
Krankenhäuser und Gesundheitsdienstleister mit Leitlinien, Schulungen und Instrumenten 
unterstützen. Die Initiative baut auf dem umfassenderen EU-Rahmen zur Stärkung der Cybersicherheit 
in kritischen Infrastrukturen auf und ist die erste sektorspezifische Initiative, mit der das gesamte 
Spektrum der EU-Cybersicherheitsmaßnahmen umgesetzt wird. 
 
Die EU legt den Fokus auf vier zentrale Bereiche: 
 
Verstärkte Prävention: Entwicklung von Leitlinien zur Cybersicherheit, finanzielle Unterstützung für 
kleine und mittelgroße Krankenhäuser sowie Schulungsmaterial für medizinisches Personal. 
 
Erkennung und Identifizierung von Bedrohungen: Ein EU-weites Frühwarnsystem für Krankenhäuser 
und Gesundheitsdienstleister soll bis 2026 nahezu in Echtzeit vor Cyberangriffen warnen. 
 
Reaktion auf Angriffe: Ein Krisenreaktionsdienst soll im Rahmen der EU-Cybersicherheitsreserve 
unterstützen. Die Reserve wurde im Cyber Solidarity Act eingerichtet und bietet Incident-Response-
Dienste von vertrauenswürdigen privaten Dienstleistern an. Zusätzlich sollen nationale 
Cybersicherheitsübungen zusammen mit der Entwicklung von Playbooks durchgeführt werden, um 
Gesundheitsorganisationen bei der Reaktion auf bestimmte Cybersicherheitsbedrohungen, 
einschließlich Ransomware, zu unterstützen. Mitgliedstaaten werden aufgefordert, Einrichtungen die 
Meldung von Lösegeldzahlungen abzuverlangen, um ihnen die benötigte Unterstützung bieten und 
Folgemaßnahmen durch die Strafverfolgungsbehörden ermöglichen zu können. 
 
Abschreckung: Stärkere diplomatische Maßnahmen sollen Cyberkriminelle von Angriffen auf das 
Gesundheitswesen abhalten. 
 
Die Umsetzung des Plans beginnt jetzt und wird bis 2026 schrittweise erfolgen. Um die Maßnahmen 
weiter zu verfeinern, plant die EU-Kommission eine öffentliche Konsultation. Die Ergebnisse der 
Konsultation werden bis Ende des Jahres in weitere Empfehlungen einfließen. 



2. Die finanzielle Situation in der Pflege spitzt sich weiter zu. Das Jahr 2024 hat die soziale 
Pflegeversicherung mit einem Defizit in Höhe von 1,54 Milliarden Euro abgeschlossen. Obwohl der 
Gesetzgeber noch vor knapp drei Monaten den Beitragssatz um 0,2 Prozentpunkte angehoben hat, 
erwartet der GKV-Spitzenverband für das laufende Jahr ein Defizit von rund einer halben Milliarde 
Euro.  
 
Nach einer ersten Pflegekasse werden im Laufe des Jahres voraussichtlich weitere Pflegekassen auf 
kurzfristige Unterstützung zur Sicherung ihrer Liquidität angewiesen sein. Das lässt mit Sorge auf den 
weiteren Jahresverlauf blicken. Nach jetzigem Stand kann zwar bis zur Jahresmitte die Liquidität des 
Pflege-Ausgleichsfonds und damit die Zahlungsfähigkeit aller Pflegekassen gesichert werden. Dafür 
musste jedoch die Ausgabendeckungsquote von ursprünglich 100 Prozent einer Monatsausgabe 
weiter auf 40 Prozent abgesenkt werden. Mit dieser Maßnahme gewinnt der Pflege-Ausgleichsfonds 
etwas Luft, aber das reicht nicht bis zum Ende des Jahres.  
 
Es gibt zum jetzigen Zeitpunkt keinen Grund zur Besorgnis für die Pflegebedürftigen, dass ihnen 
Leistungen nicht gewährt werden. Auch den Pflegediensten und Pflegeeinrichtungen werden ihre 
Leistungen bezahlt. Es ist eine Aufgabe des Pflege-Ausgleichsfonds, die Zahlungsfähigkeit der 
Pflegekassen sicherzustellen, er ist damit die Reserve, um Schwankungen kassenübergreifend 
auszugleichen. Aber langsam läuft der Pflege-Ausgleichsfonds leer: Anfang 2024 waren noch Mittel in 
Höhe von rund 1,8 Milliarden Euro vorhanden, Ende 2024 sind die Mittel auf rund 1 Milliarde Euro 
zusammengeschrumpft. Ohne zusätzliche Finanzmittel wird der Pflege-Ausgleichfonds in wenigen 
Monaten ausgeschöpft sein. Das würde eine weitere Absenkung der Deckungsquote notwendig 
machen und weitere Pflegekassen bräuchten Finanzhilfen. Die Politik muss handeln, um diese 
Abwärtsspirale zu verhindern. 
 
Der GKV-Spitzenverband fordert, dass die zukünftige Bundesregierung das Finanzierungsproblem in 
der Pflegeversicherung schnell angeht. Hierfür sind dringend politische Entscheidungen notwendig, die 
die finanziellen Probleme der Pflegeversicherung kurzfristig abmildern. Zwei Sofortmaßnahmen zur 
Stabilisierung der Finanzen sind:  
 
• Der Bund zahlt die Gelder zur Finanzierung zahlreicher Corona-Maßnahmen an die 
Pflegeversicherung zurück. 
 
• Die Rentenversicherungsbeiträge für pflegende Angehörige werden dauerhaft vom Bund 
übernommen. 
 
Daraus könnten für die Pflegeversicherung noch in diesem Jahr Einnahmen von bis zu zehn Milliarden 
Euro resultieren. Diese beiden Sofortmaßnahmen würden der Pflege eine finanzielle Atempause 
verschaffen, um die notwendigen grundlegenden Reformen angehen zu können. 
 
Zum Hintergrund: Die Ausgaben der Pflegekassen werden gemeinsam getragen. Dazu führt das BAS 
einen monatlichen Finanzausgleich zwischen den Pflegekassen durch, der die Liquidität aller 
Pflegekassen sicherstellen soll. Pflegekassen, deren Einnahmen höher sind als die Ausgaben, behalten 
einen Teil der eingenommenen Pflegeversicherungsbeiträge, ursprünglich war das eine 
Monatsausgabe. Die übrigen Mittel fließen an den Ausgleichsfonds, der die Betriebsmittel und 
Rücklagen der Pflegekassen wieder auffüllt, bei denen die Ausgaben im Vormonat höher waren als die 
Beitragseinnahmen. Wegen der knappen Finanzen wurde die Ausgabendeckungsquote, also der 
Anteil, den die Pflegekassen behalten, auf 40 Prozent einer Monatsausgabe abgesenkt. 
 



Im Falle einer Liquiditätshilfe erfolgt eine Vorauszahlung im Vorgriff auf die nächstfolgende 
Abrechnung im monatlichen Finanzausgleich zwischen den Pflegekassen. Wenn eine Pflegekasse ihre 
Zahlungsverpflichtungen bis zum nächsten Ausgleichstermin nicht durch eigene Beitragseinnahmen, 
Betriebsmittel und Rücklagen decken kann, kann die Pflegekasse die Liquiditätshilfe aus Mitteln des 
Pflege-Ausgleichsfonds beim BAS beantragen, um ihre Zahlungsverpflichtungen abdecken zu können.  
 
3. Hiermit möchten wir Sie auf den neuen Branchenbericht SANITÄTSWAREN 2025 des Instituts für 
Handelsforschung an der Universität Köln (IfH) aufmerksam machen.  
 
Der Sanitätswarenmarkt wächst demnach kontinuierlich und bleibt ein zentraler Bestandteil des 
Gesundheitswesens. Getrieben durch den demografischen Wandel, eine steigende Zahl 
Pflegebedürftiger und zunehmendes Gesundheitsbewusstsein, entwickelt sich die Nachfrage nach 
Hilfsmitteln und unterstützenden Produkten kontinuierlich weiter, so eine Erkenntnis des IfH. 
Während der Sanitätsfachhandel nach wie vor eine tragende Rolle spielt, gewinnen alternative 
Vertriebsformen wie Drogeriemärkte und der Versandhandel zunehmend an Bedeutung. Gleichzeitig 
verändern technologische Innovationen und gesetzliche Anpassungen das Marktumfeld. Im Jahr 2024 
wird das Marktvolumen voraussichtlich 25,4 Milliarden Euro erreichen, was einem Wachstum von 6,2 
% gegenüber 2023 entspricht. Die Prognose zeigt ein stabiles Umsatzwachstum bis 2029, wobei einige 
Teilmärkte und Vertriebskanäle besonders profitieren. 
 
Die Studie beantwortet u. a. folgende Fragen: 
 
• Wie hat sich die Zahl der Pflegebedürftigen in den letzten Jahren entwickelt? 
• Wie entwickelt sich der Markt für Sanitätswaren? 
• Welche Teilmärkte zeigen das stärkste Wachstum – und wo gibt es Rückgänge? 
• Welche Veränderungen gibt es in den Vertriebsstrukturen? 
• Wird der Onlinehandel auch mit Sanitätswaren mehr Fahrt aufnehmen? 
• Welche Teilmärkte und welche Vertriebsformen gelten zukünftig als Gewinner oder Verlierer? 
• Welche Prognosen wird der Markt bis 2029 verzeichnen? 
 
Analyse der Teilmärkte und der Warengruppen 2015-2024 
• Orthopädietechnisches Handwerk, Orthopädie-Handel, Sanitätswarenhandel, 
Orthopädieschuhtechnik, Reha, Care, Sonstiges 
 
Entwicklung der Vertriebsstruktur 2015-2024 
• Sanitätsfachhandel, Orthopädietechnik-Handwerk, Orthopädieschuhhandwerk, Apotheken, LEH-
Formate, Drogeriemärkten, medizinischen Einrichtungen & Großhandel, Versandhandel/IPP 
 
Ich füge anbei ein entsprechendes Infoblatt des IfH als Anlage bei.   
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Rolf Pangels  


